Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/114 


Antrag 

des Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) und der Fraktion 

der CDU/CSU 

betr. Änderung der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 


Der Buntiestag wolle beschließen: 

1. § 78 Satz 2 der Geschäftsoriinung erhält folgentie Fassung: 

„Es weriien nur die Grundsätze der Vorlagen und die finan- 
ziellen Auswirkungen besprochen." 

2. § 96 der Geschäftsordnung erhält folgende Fassung: 

„§ 96 

Finanzvorlagen 

(1) Finanzvorlagen sind alle Vorlagen der Bundesregie- 
rung und des Bundesrates, Gesetzentwürfe und sonstige An- 
träge von Mitgliedern des Bundestages einschließlich Ent- 
schließungsanträgen und Anträgen zu Großen Anfragen, die 
dazu bestimmt und geeignet sind, auf die öffentlichen Finan- 
zen einzuwirken, und die nicht Flaushaltsvorlagen sind. 
Bei Zweifeln über den Charakter der Vorlagen entscheidet 
der Bundestag nach Anhörung des Haushaltsausschusses. 

(2) Wer eine Finanzvorlage einbringt, soll im Zusammen- 
hang damit schriftlich seine Vorstellungen über die finanziel- 
len Auswirkungen auf den laufenden Haushalt und auf künf- 
tige Haushalte darlegen. Fehlt diese Darlegung, läßt der 
Präsident bei Anträgen, die einen Gesetzentwurf enthalten, 
durch den Haushaltsauschuß die finanziellen Auswirkungen 
feststellen. Trifft der Haushaltsausschuß nicht binnen vier 
Wochen diese Feststellung, können die Antragsteller ver- 
langen, daß der Antrag unverzüglich auf die Tagesordnung 
gesetzt wird. 

(3) Finanzvorlagen, die einen Gesetzentwurf enthalten, 
sind nach der ersten Beratung dem Fachausschuß und dem 
Haushaltsausschuß zu überweisen. Alle anderen Finanzvor- 
lagen überweist der Präsident ohne Beratung im Bundestag 
dem Haushaltsausschuß und dem Fachausschuß. Ist zweifel- 
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haft, welcher Fachausschuß zuständig ist, entscheidet der Prä- 
sident im Benehmen mit dem Ältestenrat. Den Antragstellern 
ist Gelegenheit zu geben, den Antrag auch im Haushaltsaus- 
schuß zu begründen. 

(4) Sind die finanziellen Auswirkungen einer Vorlage 
nicht schon im Haushaltsplan berücksichtigt, stellt der (feder- 
führende) Fachausschuß vor Beginn der Einzelberatung fest, 
ob der Haushaltsausschuß die Vorlage mit der Haushalts- 
wirtschaft des Bundes, der von ihm abhängigen Unterneh- 
mungen und Einrichtungen und der unmittelbar betroffenen 
Länder und Gemeinden für vereinbar hält. Äußert der Haus- 
haltsausschuß Bedenken und kommt keine Verständigung 
zwischen den beiden Ausschüssen zustande, kann jeder der 
beiden Ausschüsse beschließen, die Beratung für höchstens 
drei Wochen auszusetzen, um der Bundesregierung Gelegen- 
heit zu geben, ihre Auffassung durch einen Kabinettsbe- 
schluß zum Ausdruck zu bringen. Kommt trotzdem keine 
Einigung zwischen den Ausschüssen zustande, kann jeder 
Ausschuß beantragen, in eine allgemeine Aussprache (§ 80 
Abs. 1 Satz 2) in der zweiten Lesung einzutreten. Diese Vor- 
schriften gelten entsprechend, wenn der Fachausschuß Ände- 
rungen mit wesentlichen finanziellen Auswirkungen zu be- 
schließen beabsichtigt. 

(5) Zur zweiten Beratung erstattet der Haushaltsausschuß 
Bericht darüber, ob die Finanzvorlage mit der Haushaltswirt- 
schaft des Bundes, der von ihm abhängigen Unternehmen 
und Einrichtungen und der unmittelbar betroffenen Länder 
und Gemeinden vereinbar ist. Verneint er dies, äußert er 
sich dazu, unter welchen Voraussetzungen seine Bedenken 
entfallen. Der Bericht des Haushaltsausschusses soll, soweit 
die Haushaltswirtschaft des Bundes berührt wird, auch die 
Auffassung der Bundesregierung wiedergeben. 

(6) Nach Beendigung der Aussprache über den Bericht des 
Haushaltsausschusses beginnt die Einzelberatung der Vor- 
lage. Auf Verlangen ist danach einem der Antragsteller das 
Wort zu erteilen. Wird in der zweiten und dritten Beratung 
den Bedenken des Haushaltsauschusses nicht Rechnung ge- 
tragen und hält der Haushaltsausschuß oder die Bundesregie- 
rung die Bedenken weiterhin aufrecht, dann muß die Schluß- 
abstimmung durch namentliche Abstimmung stattfinden." 


Bonn, den 10. Dezember 1965 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 
Dr. Barzel und Fraktion 
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